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bei allen Antwortschreiben unbedingt an.

betreff Datenschutzrechtliche Kontrolle im Jobcenter Landeshauptstadt Potsdam

im Rahmen meiner Zuständigkeit nach den Art. 55 Absatz 1,57 Absatz 1 lit. a) und g) sowie 
58 Absatz 1 lit. b) der Verordnung (EU) 2016/676 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 (Datenschutz-Grundverordnung -  DSGVO) und den §§ 9 Absatz 1 
Satz 1,14 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) in der seit dem 25. Mai 
2018 geltenden Fassung habe ich mit Schreiben vom 07. September 2020 eine daten­
schutzrechtliche Querschnittskontrolle auf schriftlichem Weg durch geführt. Das Jobcenter 
Landeshauptstadt Potsdam wurde für die Kontrolle ausgewählt. Gegenstand der Kontrolle 
war die Stellung des behördlichen Datenschutzbeauftragten (bDSB).
Sie wurden gebeten, von mir gestellte Fragen zu diesem Themenbereich vollständig, de­
tailliert und nachvollziehbar zu beantworten und die Antworten -  soweit möglich -  durch 
schriftliche Nachweise zu belegen. Für die Beantwortung meiner Fragen mit Schreiben 
vom 04. November 2020 danke ich Ihnen.
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1. Feststellungen
Der Kontrollbesuch führte zu folgenden wesentlichen Ergebnissen:
Durch die Kontrolle wurde keine Verletzung von datenschutzrechtlichen Vorschriften im 
Zusammenhang mit der Stellung des bDSB des Jobcenters Landeshauptstadt Potsdam 
festgestellt. Die Kontrolle hat jedoch ergeben, dass an einigen Punkten die Ausgestaltung 
der Stellung des bDSB verbessert werden kann.

2. Ergebnisse im Einzelnen
Aus Art. 37 Absatz 1 lit. a) DSGVO folgt die Verpflichtung für das Jobcenter, einen behördli­
chen Datenschutzbeauftragten zu bestellen. Dieser nimmt seine Informations-, Beratungs­
und Kontrollaufgaben umfassend bei allen Vorgängen der Verarbeitung personenbezoge­
ner Daten der Mitarbeiter und Kunden im Jobcenter wahr. In seiner Tätigkeit ist er fachlich 
weisungsfrei und der Geschäftsführung unmittelbar zu unterstellen. Er ist gefordert, pro­
aktiv tätig zu werden und Zeitpunkt und Umfang seines Tätigwerdens selbst zu bestim­
men. Keineswegs wird er nur auf Anforderung der Fach- und Führungskräfte tätig.
Zur Erfüllung seiner Aufgaben ist die Geschäftsführung des Jobcenters angehalten, den 
bDSB umfassend zu unterstützen und ihm ausreichende Ressourcen zur Verfügung zu stel­
len (Art. 38 DSGVO).
Die Kontrolle umfasste Allgemeine Fragen zum/zur behördlichen Datenschutzbeauftragten 
(DSB), Fragen zur Stellung des/der Datenschutzbeauftragten, und zur Aufgabenwahrneh­
mung.

2.1 Allgemeine Fragen zum/zur behördlichen Datenschutzbeauftragten (DSB)
Die Fragen dieses Themenbereichs hatten vor allem die ordnungsgemäße Bestellung 
des/der Datenschutzbeauftragten und die Qualifikation zum Gegenstand. Nach Artikel 37 
Abs. 5 DSGVO wird der Datenschutzbeauftragte auf der Grundlage seiner beruflichen Quali­
fikation und insbesondere des Fachwissens benannt, das er auf dem Gebiet des Daten­
schutzrechts und der Datenschutzpraxis besitzt, sowie auf der Grundlage seiner Fähigkeit 
zur Erfüllung der in Artikel 39 DSGVO genannten Aufgaben. Die Anforderungen an die Qua­
lifikation sind gesetzlich nicht näher definiert. Der Umfang der Qualifikation des Daten­
schutzbeauftragten richtet sich maßgeblich nach den durchgeführten Datenverarbeitun­
gen und dem Schutzbedarf der vom Verantwortlichen bzw. Auftragsverarbeiter verarbeite­
ten Daten, vgl. Erwägungsgrund (EG) 97 der DSGVO.
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Die Qualifikation des bDSB des Jobcenters Landeshauptstadt Potsdam entspricht den An­
forderungen. Er ist Volljurist, hat eine Ausbildung zum bDSB abgeschlossen und an ver­
schiedenen Weiterbildungen teilgenommen.

2.2 Stellung des/der Datenschutzbeauftragten
In diesem Bereich wurde geprüft, ob der/die Datenschutzbeauftragte in ausreichendem 
Maße von anderen Tätigkeiten freigestellt ist, um die Pflichten des/der Datenschutzbeauf­
tragten erfüllen zu können. Weiterhin wurde geprüft, inwieweit die Unabhängigkeit 
des/der Datenschutzbeauftragten gewährleistet ist und wie die organisatorische und fach­
liche Einbindung in alle Fragen von datenschutzrechtlicher Bedeutung sichergestellt ist. 
Der bDSB ist Vollzeitbeschäftigter des Jobcenters Landeshauptstadt Potsdam und wurde 
für diese Aufgabe zu 20 Prozent von anderen Tätigkeiten freigestellt. Ich vertrete die Auf­
fassung, dass der bDSB eines Jobcenters spätestens ab einer Anzahl von 500 Beschäftigten 
zu 100 Prozent freigestellt werden sollte, damit eine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung 
sichergestellt werden kann. Das Jobcenter Landeshauptstadt Potsdam hat etwa 200 Be­
schäftigte. Ich empfehle daher eine Freistellungsquote von 40 bis 50 Prozent. Dazu hat das 
Jobcenter Landeshauptstadt Potsdam ausgeführt, dass schon erkannt wurde, dass dem 
bDSB mehr Zeit für datenschutzrechtliche Aufgaben zur Verfügung stehen muss, als die 
aktuelle Freistellung in Höhe von 20 Prozent. Um den gewachsenen Anforderungen auch 
im Sinne der DSGVO zu genügen, soll hier eine separate Stelle geschaffen werden. Hiermit 
verbunden ist dann auch eine grundlegende Prüfung aller notwendigen Abläufe.

Die Regelung der Abwesenheitsvertretung des Datenschutzbeauftragten ist nicht zu bean­
standen. Es gibt es feste Vertretung, die ebenfalls die Ausbildung zum bDSB absolviert hat.

2.3 Aufgaben
In diesem Bereich wurde geprüft, ob der/die Datenschutzbeauftragte die gesetzlichen Auf­
gaben wahrnimmt und in welcher Weise die Pflichten erfüllt werden. Zu den gesetzlichen 
Pflichten nach Art. 39 DSGVO gehören insbesondere die Unterrichtung und Beratung des 
Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters und der Beschäftigten, die Verarbeitungen 
durchführen, hinsichtlich ihrer datenschutzrechtlichen Pflichten sowie die Überwachung 
der Einhaltung von Datenschutzvorschriften und der Strategien des Verantwortlichen oder 
des Auftragsverarbeiters für den Schutz personenbezogener Daten einschließlich der Zu- 
weisungvon Zuständigkeiten, der Sensibilisierung und Schulung der an den Verarbei­
tungsvorgängen beteiligten Mitarbeiter und der diesbezüglichen Überprüfungen.Neben
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seinen datenschutzrechtlichen Aufgaben erfüllt der bDSB folgende Funktionen: Er ist 
Teamleiter in der Rechtsbehelfsstelle, Abwesenheitsvertreter der Bereichsleitung Quer­
schnitt (bestehend aus Eingangszone, Rechtsbehelfsstelle und Arbeitgeber/Träger-Team) 
und Ansprechpartner für Anfragen nach dem Informationsfreiheitsgesetz.
Sofern ein bDSB neben der Aufgabe des Datenschutzbeauftragten noch andere Aufgaben 
wahrnimmt, ist daraufzu achten, dass diese nicht zu einer Interessenkollision führen und 
damit seine unabhängige Stellung gefährden, vgl. Art. 38 Abs. 6 DSGVO bzw. § 7 Abs. 2 
BDSG. Entscheidend ist eine Betrachtung im Einzelfall. Der bDSB darf vor allem nicht in die 
Situation geraten, sich selber kontrollieren zu müssen. Nicht jede weitere Aufgabe, die mit 
der Verarbeitung personen bezogener Daten verbunden ist, ist mit dem Amt eines bDSB 
unvereinbar. Interessenkonflikte können aber insbesondere dann auftreten, wenn der 
bDSB gleichzeitig Aufgaben wahrnimmt, die eine verantwortliche Erfüllung der dem Ver­
antwortlichen obliegenden Pflichten zur Umsetzung des Datenschutzrechts beinhalten. 
Das könnte vorliegend der Fall sein, da der bDSB stellvertretende Bereichsleitung Quer­
schnitt ist, die unter anderem für die Rechtsbehelfsstelle und für Anfragen nach dem In­
formationsfreiheitsgesetz zuständig ist. Zudem ist er Teamleitung der Rechtsbehelfsstelle.

Die Teamleitung der Rechtsbehelfsstelle stellt als solche keinen Interessenkonflikt dar. 
Zwar wird in diesem Zusammenhangauch verantwortlich über die Verwendung von Sozi­
aldaten entschieden. Es besteht im Hinblick auf die Datenverarbeitungjedoch kein quali­
tativer Unterschied zur übrigen sozialrechtlichen Aufgabenerfüllung des Jobcenters. An­
ders wäre es zu beurteilen, wenn der bDSB Leiter des Personalbereichs oder des Justitiari- 
ats wäre, wo er eigenverantwortlich über die Verwendung von Beschäftigtendaten bei­
spielsweise im Gerichtsverfahren entscheiden würde.
Auch der Umstand, dass der bDSB Teamleiter und stellvertretender Bereichsleiter und 
damit Führungskraft ist, löst alleine keinen Interessenkonflikt aus. Als Teamleiter besteht 
keine derartige Nähe zur Geschäftsführung, so dass der bDSB in seiner Unabhängigkeit 
gefährdet wäre. Eine solche Nähe zur Geschäftsführung kann bei den Bereichsleitern zwar 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. Vorliegend ist der bDSB jedoch lediglich stell­
vertretender Bereichsleiter. Eine solche Abwesenheitsvertretung dürfte als solche nicht 
geeignet sein, die Unabhängigkeit des bDSB in Frage zu stellen, ohne dass besondere Um­
stände hinzukommen. Derartige Umstände sind nicht ersichtlich. Ich empfehle jedoch, 
Vorkehrungen zu treffen, die sicherstellen, dass die Unabhängigkeit der Aufgabenwahr­
nehmung des bDSB auch in Fällen einer nicht nur kurzfristigen Abwesenheitsvertretung 
nicht beeinträchtigt wird.
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Nach Auskunft des Jobcenters Landeshauptstadt Potsdam erfolgt die Einbindung des 
bDSB auf Grundlage der Regelung in der Geschäftsanweisung zum internen Kontrollsys- 
tem (IKS). Danach wird bei allen zu erlassenden Weisungen die Einbindung des bDSB im 
Rahmen der Mitzeichnung geprüft und der bDSB wird ggf. beteiligt. Seit Juni 2020 gibt es 
außerdem eine Weisungder Bundesagentur für Arbeit für den Bereich des SGB III und der 
Familienkassen. Es ist eine Geschäftsanweisung in Arbeit nach diesem Vorbild, die zu Be­
ginn des Jahres 2021 in Kraft treten soll. Ich bitte um Übersendung dieser Geschäftsanwei­
sung.

Der bDSB ist direkt der Geschäftsführung unterstellt. Die dem bDSB in seiner übrigen Funk­
tion als Teamleitung in der Rechtsbehelfsstelle Vorgesetzte Bereichsleitung ist angewie­
sen, dass sie nicht weisungsbefugt ist zum Thema Datenschutz und deshalb keine Weisun­
gen in dem Thema erlassen kann.

Regelmäßige Berichtstermine mit der Geschäftsführung gibt es für den bDSB bisher nicht. 
Solche werden aber mit der Veränderung durch einen vollzeitbeschäftigten bDSB ab 
2021 eingeführt und werden sodann mindestens einmal im Quartal stattfinden. An Lei­
tungsbesprechungen wird aktiv teilgenommen, wenn Datenschutz betroffen bzw. ist Teil­
nahme schon sichergestellt über weitere Funktionen, wie bspw. die Teilnahme am monat­
lichen Führungskräftemeeting und vierzehntägigen Dienstberatungen mit dem Leistungs­
bereich. Darüber hinaus sind Teamleitungen verpflichtet, den bDSB einmal im Jahr in ihre 
Teamdienstberatung einzuladen.

Die Pflicht zur Überwachung datenschutzrechtlicher Vorschriften durch den bDSB erfolgt 
durch regelmäßige Stichproben. Dabei hat der bDSB die erforderlichen Zugriffe auf Abla­
gen und Fachverfahren. Ich empfehle die Erstellung eines Datenschutzkonzepts sowie ei­
nes Jahreskontrollplans, Berichte über die jeweiligen Kontrollen und jährliche Tätigkeits­
berichte.

Der bDSB verfügt über ein Einzelbüro, was das Führen von vertraulichen Gesprächen er­
möglicht. Die bDSB hat Zugriff auf verschiedene Gesetzeskommentare und Zugang zu 
Fachdatenbanken (Beck-online Juris).

Der bDSB kann Weiterbildungsbedarfe anmelden und sich geeignete und notwendige 
Schulungen auswählen. Qualifizierungsmaßnahmen werden durch die Geschäftsführung
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ausdrücklich befürwortet und unterstützt. Seit Jahren findet außerdem ein regelmäßiger 
Erfahrungsaustausch der Brandenburger und Berliner Jobcenter statt.

Neue Beschäftigte werden bei Einstellung durch ihren Träger über Vorgaben des Daten­
schutzes belehrt und verpflichtet. Darüber hinaus sind derzeit keine weiteren datenschutz­
rechtlichen Schulungen vorgesehen. Wird im Rahmen Erstellung eines Einarbeitungsplans 
ein Bedarf beim Thema Datenschutz festgestellt, wird ein Termin mit dem bDSB vereinbart 
und durchgeführt. Es wird an dieser Stelle empfohlen, eine verbindliche Regelung zur un­
verzüglichen Grundlagenschulung für den Bereich Datenschutz für neue Beschäftigte zu 
treffen.

Die weiteren Beschäftigten wurden 2014 alle im Rahmen ihrer Teamdienstberatungen ge­
schult. Seitdem werden datenschutzrechtliche Kenntnisse jährlich einmal pro Team er­
gänzt, wiederholt und aktualisiert. Hier gibt es keine Beanstandungen.

Fazit
Nach den Feststellungen im Rahmen des Kontrollbesuchs begegnet die Stellung des be­
hördlichen Datenschutzbeauftragten im Jobcenter Landeshauptstadt Potsdam keinen 
datenschutzrechtlichen Bedenken, sofern die angesprochenen Hinweise berücksichtigte 
werden.

Erlauben Sie mir abschließend noch den folgenden Hinweis:

Der BfDI strebt ein modernes Informationsmanagement zwischen Bürger und Staat an, das 
eine Begegnung auf Augenhöhe ermöglichen soll. In Verfolgung dieses Ziels werden Kon- 
trollberichte und/oder diejeweiligen Bescheide im rechtlich zulässigen Rahmen veröffent­
licht. Sofern die kontrollierte Stelle dies wünscht, wird auch deren Stellungnahme veröf­
fentlicht. Sofern der Kontrollbericht und/oder der darauf eventuell folgende Bescheid Na­
men einzelner natürlicher Personen enthalten, werden diese vor Veröffentlichung ge­
schwärzt. Die Veröffentlichung erfolgt mit Bestandskraft des Bescheids bzw. den in Fällen 
ohne Bescheid ca. einen Monat nach Übersendung des Kontrollberichts (in den Fällen des 
§ 16 Abs. 2 BDSG enthält dieser bei festgestellten Verstößen zugleich die Beanstandung).
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Sie haben Gelegenheit, bis zum
25. Juni 2021

Der Bundesbeauftragte
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zu dem Kontrollbericht und der geplanten Veröffentlichung Stellung zu nehmen.

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag
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